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Bildungskosten

Schätzung der monatlichen Kosten für zuhause lebende Schülerinnen der Oberstufe in Anlehnung an die Kosten der Studierenden

	Ernährung
	140 – 163 EUR

	Fahrtkosten (wenn nur Öffentlicher Nah- und Fernverkehr)
	35 EUR

	Fahrtkosten (wenn nur Auto)
	116 EUR

	Kleidung
	43 – 54 EUR

	Kommunikation (Telefon, Internet)
	35 EUR

	Lernmittel
	28 – 38 EUR

	Freizeit, Kultur und Sport
	63 EUR

	Mindestkosten insgesamt
	344 - 504 EUR


Quelle: In Anlehnung an http://www.studis-online.de/StudInfo/Studienfinanzierung/kosten.php

Bedarf für Schüler (§ 19 BAföG)

Auszug aus dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFöG)

(1) Als monatlicher Bedarf gelten für Schüler

1. von Berufsfachschulen und Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht voraussetzt, 216 Euro,

2. von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen und von Fachoberschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt, 391 Euro.

(2) Als monatlicher Bedarf gelten, wenn der Auszubildende nicht bei seinen Eltern wohnt, 
für Schüler

1. von weiterführenden allgemein bildenden Schulen und Berufsfachschulen sowie von Fach- und Fachoberschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht voraussetzt, 465 Euro,

2. von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen und von Fachoberschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt, 543 Euro.

(3) (Aufgehoben)

(3a) Ein Auszubildender wohnt auch dann bei seinen Eltern, wenn der von ihm bewohnte 
       Raum im Eigentum der Eltern steht.

(4) Bei einer Ausbildung im Ausland wird  für die Hinreise zum Ausbildungsort sowie für eine Rückreise ein Reisekostenzuschlag geleistet. Der Reisekostenzuschlag beträgt jeweils 250 Euro bei einer Reise innerhalb Europas, sonst jeweils 500 Euro. In besonderen Härtefällen können die notwendigen Aufwendungen für eine weitere Hin- und Rückreise geleistet werden. 
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Familiärer Hintergrund und schulischen Leistungen: Deskriptive Befunde.

Ein Auszug aus dem Beitrag von K. Jonkmann, K. Maaz, M. Neumann und C. Gresch 

Der Übergang von der Grundschule in die weiterführende Schule

Leistungsgerechtigkeit und regionale, soziale und ethnisch-kulturelle Disparitäten

Eines der zentralen Anliegen der TIMSS-Übergangsstudie ist es, die Zusammenhänge des Übergangs nach der Grundschule mit Indikatoren des familiären Hintergrundes, die auch in anderen Studien nachgewiesen wurden, zu erklären. 

Schulabschluss der Eltern

Eltern ohne Abschluss oder mit Hauptschulabschluss wünschten sich in 10 Prozent der Fälle ebenfalls den Besuch einer Hauptschule für ihr Kind. 45 Prozent wünschten sich den Besuch einer Realschule, gefolgt vom Gymnasium mit 31 Prozent. Hatte mindestens ein Elternteil selbst die mittlere Reife, dann wurde das Gymnasium mit 48 Prozent präferiert. Auf Rang zwei lag mit 38 Prozent der Besuch einer Realschule. Die einheitlichste Schulformpräferenz fand sich für die Familien, in denen mindestens ein Elternteil das (Fach-)Abitur hatte: Drei Viertel dieser Eltern wünschten sich für ihr Kind den Besuch des Gymnasiums, lediglich 16 Prozent einen Realschulbesuch und nur etwa 1 Prozent den Hauptschulbesuch. Die Anteile der Eltern, die sich den Besuch einer Schule mit mehreren Bildungsgängen oder die Gesamt​schule wünschten, variieren erwartungsgemäß weniger deutlich in Abhängigkeit vom elterli​chen Schulabschluss, wenngleich die beiden Schulformen in der Tendenz etwas stärker von den Eltern, die höchstens einen Hauptschulabschluss hatten, präferiert wurden.

Betrachtet man nun die erhaltenen Schulformempfehlungen durch die Grundschule, verändert sich dieses Bild deutlich. Dem Wunsch eines Hauptschulbesuchs von nur 10 Prozent in der Gruppe der Eltern, die maximal über den Hauptschulabschluss verfügen, steht ein Anteil von 54 Prozent dieser Eltern gegenüber, die seitens der Grundschule für ihr Kind eine Haupt​schulempfehlung erhielten. Etwas mehr als einem Viertel wurde die Realschule empfohlen, und der Anteil der gymnasialempfohlenen Kinder in dieser Gruppe betrug lediglich 12 Pro​zent. Für die Eltern, die selbst die mittlere Reife erworben haben, zeigt sich eine sehr gleich​mäßige Verteilung der Empfehlungen über die unterschiedlichen Schulformen: Etwa ein Viertel der Kinder dieser Eltern erhielt eine Empfehlung für die Hauptschule, und jeweils etwas mehr als ein Drittel dieser Eltern erhielten Empfehlungen für den Besuch einer Real​schule oder eines Gymnasiums. Ebenso wie bei den Schulformwünschen zeigte sich für die Empfehlungen bei den Eltern mit (Fach-)Abitur das am stärksten ausgeprägte Profil: 60 Pro​zent ihrer Kinder erhielten eine Gymnasialempfehlung, etwa ein Viertel erhielt eine Empfeh​lung für die Realschule und lediglich 12 Prozent wurde die Hauptschule empfohlen. Etwa 2 Prozent dieser Kinder wurde der Besuch einer Schule mit mehreren Bildungsgängen nahege​legt, während dieser Anteil in den anderen beiden Elterngruppen bei etwa 5 Prozent lag.

Zuletzt sei der realisierte Übergang in Abhängigkeit von der Schulbildung der Eltern darge​stellt. Bei den Eltern mit höchstens Hauptschulabschluss zeigen sich hier deutliche Umver​teilungen gegenüber den erhaltenen Empfehlungen. Während über die Hälfte dieser Kinder eine Hauptschulempfehlung erhielt, gehen letztlich lediglich 38 Prozent dieser Kinder tat​sächlich in die Hauptschule über. Auch bei den anderen beiden Elterngruppen ist der Anteil der Übergänge in die Hauptschule kleiner als der Anteil der Hauptschulempfohlenen. Der Anteil der Kinder, der die Realschule besucht, liegt sowohl für Eltern mit maximal Haupt​schulabschluss als auch für die mit mittlerer Reife bei über einem Drittel. Kinder von Eltern mit (Fach-)Abitur wurden lediglich in 23 Prozent der Fälle auf der Realschule angemeldet. Die wohl stärksten Unterschiede zeigen sich bei den Gymnasialwahlen: Dieser Anteil lag bei den Eltern mit Hauptschulabschluss bei 14 Prozent, bei denen mit mittlerer Reife bei 35 Pro​zent und bei denen mit (Fach-)Abitur bei 62 Prozent. Der Anteil der Gesamtschulwahlen va​riierte erwartungsgemäß am wenigsten zwischen den Elterngruppen mit Anteilen zwischen 8 und 10 Prozent.
Migrationsstatus der Familie

Der Migrationsstatus wurde hierbei anhand des Geburtsortes der Eltern und des Kindes er​mittelt. Unabhängig vom Geburtsort des Kindes wurden Familien als deutsch klassifiziert, wenn beide Elternteile in Deutschland geboren wurden, und als „ein Elternteil“, wenn Mutter oder Vater im Ausland geboren wurden. Unter „2. Generation“ werden Familien gefasst, in denen beide Eltern im Ausland, das Kind jedoch in Deutschland geboren ist. Unter „1. Gene​ration“ fallen entsprechend Familien, in denen sowohl beide Elternteile als auch das Kind nicht in Deutschland geboren sind. 

Der Anteil der Eltern der 1. Generation, der sich ein Gymnasium wünschte, lag mit 46 Pro​zent unter dem Anteil in den anderen Gruppen, in denen er 56 bis 60 Prozent betrug. Dement​sprechend fiel der Anteil der Realschulwünsche bei Migranten der 1. Generation mit 36 Pro​zent höher aus als bei den anderen, für die er 28 bis 31 Prozent betrug. Auch bei den Haupt​schulwünschen zeigte sich ein etwas höherer Anteil bei den Migranten der 1. Generation ge​genüber den Familien ohne Migrationshintergrund, denen mit einem im Ausland geborenen Elternteil und denen der 2. Generation. Diese drei Gruppen wiesen in ihren Schulformwün​schen eine sehr hohe Ähnlichkeit auf.

Anders verhält es sich hingegen, wenn man die von der Grundschule ausgesprochene Emp​fehlung betrachtet. Während ein Fünftel der Kinder ohne Migrationshintergrund eine Haupt​schulempfehlung erhalten hat, lag dieser Anteil in den Gruppen mit Migrationshintergrund deutlich höher zwischen 29 Prozent (ein Elternteil) und 45 Prozent (1. Generation). Bei den Realschulempfehlungen unterscheiden sich die vier Gruppen jedoch nur marginal: In allen Gruppen erhielten etwa 30 Prozent der Kinder eine Realschulempfehlung. Bei den Gymnasi​alempfehlungen zeigt sich entsprechend das Spiegelbild zu den Hauptschulempfehlungen: Bei den Kindern ohne Migrationshintergrund lag dieser Anteil bei fast 50 Prozent, bei denen mit einem oder beiden im Ausland geborenen Elternteilen (2. Generation) bei etwa einem Drittel. Kinder der 1. Generation erhielten hingegen nur in 17 Prozent der Fälle eine Gymnasialemp​fehlung.

Zuletzt sei auf den realisierten Übergang eingegangen. Der Anteil an Hauptschulübergängen war mit 13 Prozent unter den Kindern ohne Migrationshintergrund geringer als bei denen mit Migrationshintergrund, bei denen dieser Anteil zwischen 18 Prozent (ein Elternteil) und 31 Prozent (1. Generation) schwankte. Die Realschulübergänge waren über die vier Gruppen erneut verhältnismäßig gleich verteilt. Das Gleiche gilt für die Wahl der Gesamtschule. Beim Gymnasialübergang zeigten sich erneut die größten Gruppenunterschiede: Der Anteil war in Familien der 1. Generation halb so groß wie der Anteil in den Familien ohne Migrationshin​tergrund (23% vs. 46%). In Familien mit einem oder zwei im Ausland geborenen Elternteilen war das Gymnasium jedoch ebenfalls wie bei Familien ohne Migrationshintergrund die am häufigsten gewählte Schulform.
Ein Projekt des Netzwerks Migration in Europa, der Bundeszentrale für politische Bildung und des Hamburgischen WeltWirtschaftsInstitut

Weiterhin ungleiche Bildungschancen

Migration und Bevölkerung 2009

Nach wie vor besuchen Jugendliche mit Migrationshintergrund seltener ein Gymnasium und erreichen insgesamt ein niedrigeres Bildungsniveau. Dies geht aus einer aktuellen Erhebung zu PISA 2010 sowie 2006 hervor, die die Leistungsunterschiede der einzelnen Bundesländer untersuchten. 

Was den Bildungserfolg von Migranten betrifft, konstatierten die Forscher in ihrem Ab​schlussbericht „PISA in Deutschland. Die Kompetenzen der Jugendlichen im dritten Länder​vergleich“, dass Migranten weiterhin schlecht integriert sind, insbesondere im Hinblick auf Teilhabe am Bildungssystem und den Kompetenzenerwerb. So gingen Jugendliche mit Migrtionshintergrund in allen Bundesländern seltener aufs Gymnasium. Ihre Chance, ein Gymnasium zu besuchen, erhöhte sich jedoch bei denjenigen, die im Alltag vorwiegend Deutsch sprachen und deren soziale Herkunft höher eingestuft wurde. In den Schularten, die zu einem Hauptschulabschluss führen, waren Jugendliche mit Migrationshintergrund überre​präsentiert. Auch verzögerte sich ihre Schullaufbahn im Vergleich zu ihren Altersgenossen ohne Migrationshintergrund sehr viel häuﬁger durch Klassenwiederholungen – am stärksten in Bayern, Schleswig-Holstein und den östlichen Bundesländern. Hier wies etwa die Hälfte der Jugendlichen aus Migrantenfamilien eine verzögerte Schullaufbahn auf.

„Im Hinblick auf die Kompetenzen erreichen Jugendliche mit Migrationshintergrund in allen Ländern ein deutlich geringeres Niveau als Jugendliche ohne Migrationshintergrund“, heißt es im Bericht. Dies gelte insbesondere für Jugendliche, deren Eltern beide im Ausland ge​boren wurden. Stark ausgeprägt waren diese Kompetenzunterschiede in Bayern, Rheinland-Pfalz, Hessen und in den Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen, am schwächsten in NRW.

In allen Bundesländern waren Jugendliche, deren Eltern beide im Ausland geboren wurden, sozial deutlich schlechter gestellt. Was den Sprachgebrauch betrifft, sprach in den meisten Ländern über die Hälfte der Jugendlichen mit Migrationshintergrund im Alltag Deutsch. Nur jeder zehnte bis siebte Jugendliche mit Migrationshintergrund verwendete im Alltag vorwie​gend die Sprache des Geburtslands seiner Eltern. Die Unterschiede zu Jugendlichen ohne Migrationshintergrund ließen sich insgesamt etwa zur Hälfte auf geringere Sprachkenntnisse und die niedrigere soziale Herkunft zurückführen, so das Fazit der Forscher.

In der Gesamtbewertung schnitten die ostdeutschen Bundesländer im Ländervergleich beson​ders gut ab, allen voran Sachsen, das in den drei Disziplinen Naturwissenschaften, Mathema​tik sowie Lese- und Textverständnis den ersten Platz belegte. Ein Grund dafür soll die tradi​tio​nell anspruchsvolle Ausbildung in den Naturwissenschaften in diesen Bundesländern sein.

Die Anteile von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in den östlichen Ländern lagen ins​gesamt bei 3,3 %. In Berlin, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg war ihr Anteil dagegen mit über 20 % am höchsten. Auch unterschied sich die Zusammensetzung der Schülerschaft mit Migrationshintergrund in den Ländern zum Teil deutlich hinsichtlich ihrer Herkunft: Jugendliche aus der ehemaligen Sowjetunion stellten die deutliche Mehrheit in der Ersten Generation (61,5 %). Die meisten Schüler der Zweiten Ge​neration gaben an, dass ihre Eltern aus der Türkei stammen (48,6 %). In Bayern, Berlin und NRW dominierte die Gruppe der türkischstämmigen, in Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und den östlichen Bundesländern die Gruppe aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjet​union.
Einwirkung der sozialen Herkunft auf den Lernerfolg von Schülern
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Quelle: Hans-Böckler-Stiftung, 2008 

Relative Chance, ein Gymnasium zu besuchen, in Abhängigkeit 

von der sozialen Herkunft
	
	Spitzenklasse
	Hochqualifizierte
	Ange-stellte
	Selb-ständige
	Facharbeiter/Arbeiter
	ohne Qualifikation

	Baden-Württ.
	9,6
	4,2
	2,2
	0,9
	1
	1,2

	Bayern
	13,9
	6,6
	2,8
	3,2
	1
	1,4

	Berlin
	4,3
	2,7
	1,1
	1,3
	1
	0,4

	Brandenburg
	3,8
	2,1
	1,3
	1,2
	1
	0,5

	Bremen
	7,0
	4,8
	1,8
	2,3
	1
	0,7

	Hamburg
	6,2
	3,4
	1,9
	1,6
	1
	0,8

	Hessen
	5,0
	3,0
	1,8
	1,6
	1
	0,7

	Meckl-Vorp.
	7,0
	4,7
	1,9
	2,8
	1
	0,6

	Niedersachsen
	7,0
	3,7
	1,8
	1,4
	1
	0,8

	NRW
	9,3
	5,0
	2,4
	0,7
	1
	0,7

	Rheinl-Pfalz
	6,4
	3,2
	2,3
	1,3
	1
	1,1

	Saarland
	5,6
	3,2
	1,6
	0,7
	1
	0,4

	Sachsen
	5,9
	2,6
	1,5
	1,9
	1
	0,9

	Sachsen-Anh.
	6,9
	4,3
	2,6
	2,1
	1
	0,9

	Schlesw-Hols.
	7,2
	3,6
	1,6
	1,5
	1
	0,4

	Thüringen
	7,4
	2,2
	1,6
	1,7
	1
	0,8

	Deutschland
	7,8
	4,0
	2,0
	1,6
	1
	0,8


Dies bedeutet, dass z.B. in Baden-Württemberg die Chance ein Gymnasium zu besuchen für das Kind von Eltern aus der Spitzenklasse 9,6 mal so hoch ist wie die Chance eines Arbeiterkindes.

Nach: Olaf Köller, Michel Knigge & Bernd Tesch (Hrsg.): Sprachliche Kompetenzen im Ländervergleich. 

Befunde des ersten Ländervergleichs zur Überprüfung der Bildungsstandards für den Mittleren Schulabschluss 

in den Fächern Deutsch, Englisch und Französisch 2008/2009. Zusammenfassung 

Anzahl von Kindern und Jugendlichen in Armut in Deutschland
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Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2008

Armutsrisikoquoten von Kindern und Jugendlichen                       nach Bundesländern in % 
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Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2008

Kindergeld in Deutschland

Überblick zu den wichtigsten Regelungen für die Gewährung von Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz: Kindergeld wird für alle Kinder bis zum 18. Lebensjahr gewährt - in einigen Fällen auch darüber hinaus.

VORAUSSETZUNGEN 

Kinder
Grundsätzlich besteht für alle Kinder ab der Geburt bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres Anspruch auf Kindergeld. Auch darüber hinaus kann unter bestimmten Vorraussetzungen das Kindergeld weiter gezahlt werden.

Kinder in Ausbildung
Für ein über 18 Jahre altes Kind kann bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres Kindergeld weiter gezahlt werden, solange es sich in einer Berufsausbildung befindet.

Dauer und Höhe

Kindergeld wird monatlich gezahlt. Es beträgt für das erste und zweite Kind 184 €, für das dritte Kind 190 € und für jedes weitere Kind 215 €. Ein Anspruch auf Kindergeld besteht grundsätzlich für jeden Monat, in dem wenigstens an einem Tag die Anspruchsvoraussetzungen vorgelegen haben.

	Kind
	2002-2008
	2009
	Ab 2010

	für das erste Kind
	154 EUR
	194 EUR
	184 EUR

	für das zweite Kind
	154 EUR
	164 EUR
	184 EUR

	für das dritte Kind 
	154 EUR
	170 EUR
	190 EUR

	für das vierte Kind 
	179 EUR
	195 EUR
	215 EUR


Einkommensgrenze / Grenzbetrag
Überschreiten die Einkünfte und Bezüge des Kindes den maßgeblichen Grenzbetrag, besteht für das gesamte Kalenderjahr kein Kindergeldanspruch.

Der Grenzbetrag beträgt bei Berücksichtigung des Kindes im gesamten Kalenderjahr:

	Jahr
	Grenzbetrag

	2004-2009
	7.680 Euro

	2010
	8.004 Euro


Quelle: Bundesagentur für Arbeit
 Armutsreduktion durch das Kindergeld
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Quelle: SOEP 2007, Berechnung von Prognos

Statistisches Bundesamt Deutschland
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Pressemitteilung Nr.241 vom 14.07.2010

6% mehr BAföG-Empfänger im Jahr 2009

WIESBADEN – Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, erhielten im Jahr 2009 in Deutschland rund 873 000 Personen Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG). Das waren 51 000 oder 6% mehr als im Vorjahr. Unter den Geförderten waren knapp 323 000 Schülerinnen und Schüler sowie 550 000 Studierende. Während die Zahl der geförderten Schüler um + 3,5% zunahm, wurden im Vergleich zum Vorjahr deutlich mehr Studierende gefördert (+ 7,8%).

 

Die Förderung erstreckte sich zum Teil nicht über das volle Jahr. Im Durchschnitt wurden je Monat 559 000 Personen (199 000 Schüler, 360 000 Studierende) gefördert (+ 6,6%).

 

49% der BAföG-Empfänger (rund 425 000) erhielten eine Vollförderung, also den maximalen Förderungsbetrag. Die Höhe dieses Betrages hängt von der Ausbildungsstätte (etwa Berufsfachschule oder Hochschule) und der Unterbringung (etwa bei den Eltern oder auswärts) ab. Eine Teilförderung, die geleistet wird, wenn das Einkommen der Geförderten oder deren Eltern bestimmte Grenzen übersteigt, erhielten 51% der BAföG-Empfänger (etwa 449 000). Während die Zahl der Vollgeförderten im Jahr 2009 gegenüber dem Vorjahr um 1% abnahm, stieg die Zahl der Teilgeförderten mit + 14% deutlich an.

 

Die Ausgaben des Bundes und der Länder nach dem BAföG betrugen im Jahr 2009 2 703 Millionen Euro und somit 371 Millionen Euro oder rund 16% mehr als im Vorjahr. Für die Schülerförderung wurden 827 Millionen Euro (+ 85 Millionen) bereitgestellt und für die Studierendenförderung 1 876 Millionen Euro (+ 286 Millionen). Im Durchschnitt erhielten geförderte Schülerinnen und Schüler monatlich 346 Euro pro Person (+ 24 Euro) und geförderte Studierende 434 Euro pro Person (+ 36 Euro).

 

Wie im Vorjahr wohnten 31% aller Geförderten bei ihren Eltern und 69% außerhalb des Elternhauses.
Was ist eigentlich Schüler-BAföG?

BAföG ist eine Abkürzung und bezeichnet das Bundesausbildungsförderungsgesetz.Dieses Gesetz soll Menschen auch dann die Möglichkeit eines Studiums oder einer Ausbildung bieten, wenn sich Eltern nicht in der finanziellen Lage befinden, für die Ausbildung ihres Kindes aufzukommen. Gleichzeitig soll es sicher stellen, dass sich viele Menschen beruflich qualifizieren können. Viele kennen allerdings das BAföG nur als Existenzsicherung für Studenten an Universitäten. Aber auch Schüler und Auszubildende können unter bestimmten Voraussetzungen das sogenannte Schüler-BAföG beim zuständigen Amt für Ausbildungsförderung beantragen.

Wer hat (bisher) Anspruch auf Schüler-BAföG?
Ob ein Schüler Anspruch auf BAföG hat, hängt zum einen von der Art der Schule, die er besucht, ab und von seinem Alter. Im Sinne des Ausbildungsförderungsgesetzes geförderte Schulen können Fachschulen, berufsbildende Akademien, Kollegs zum Erwerb der Hochschulreife im Zweiten Bildungsweg oder ähnliche Institutionen sein. In der Regel werden Schüler nur bis zum vollendeten 30. Lebensjahr gefördert. Ausnahme sind Schüler von Kollegs zum Erwerb der Hochschulreife im Zweiten Bildungsweg. Sie erhalten eine elternunabhängige Förderung. Unter Umständen können sogar Schüler allgemeinbildender Schulen Schüler-BAföG beantragen. Hierbei zählt, dass sie mindestens die zehnte Klasse besuchen und sich die Schule in unzumutbarer Entfernung zum Elternhaus befindet und es keine andere gleichwertige Schule mit dem gleichen Bildungsziel in der Nähe des Elternhauses gibt. In besonderen Fällen können auch für den Schüler oder die Schülerin nicht tragbare familiäre Verhältnisse einen Anspruch auf BAföG darstellen. Eine weitere Voraussetzung ist die deutsche Staatsbürgerschaft. Ausländische Schüler können nur dann Anspruch auf BAföG geltend machen, wenn sie als Asylberechtigte oder Kontigentflüchtlinge anerkannt wurden.

Die Höhe des Anspruches regelt sich nach dem Einkommen und Vermögen der Eltern oder des Ehegatten und der Art der Ausbildung. Verfügt der Schüler oder die Schülerin über ein eigenes Einkommen oder Vermögen, so fließt dieses in die Anspruchsberechnung mit ein.

Quelle: http://www.arbeits-abc.de

Bestehende Regelungen zum Schüler-BAföG

Die aktuelle Rechtslage 
(vor einem evtl. Wirksamwerden des eingebrachten Gesetzentwurfes!)

1. Wer kann Schüler-BAföG beantragen 

Es gibt eine ganze Reihe von Schulformen, bei dessen Besuch der Schüler berechtigt ist, Schüler-BAföG in Anspruch zu nehmen. Neben der Schulart wird jedoch immer noch  nach weiteren Faktoren differenziert, wobei hier vor allem die Frage gestellt wird, ob der Antragssteller noch bei seinen Eltern wohnt, oder aus wichtigen Gründen bereits seinen eigenen Haushalt führt. Wer beispielsweise noch bei seinen Eltern wohnt und das Gymnasium auf dem normalen Schulweg über die 10. Klasse hinaus besuchen möchte, hat im Normalfall keinerlei Möglichkeiten, Schüler-BAföG zu beantragen. Gleiches gilt für Fachoberschulen, die man besuchen kann, ohne vorher eine Berufsausbildung absolviert zu haben. Wohnt man dagegen in den oben genannten Fällen nicht mehr bei seinen Eltern und kann nachweisen, dass entweder die Schule zu weit vom Elternhaus entfernt liegt, man bereits seinen eigenen Haushalt führt und die eigenen Kinder betreut, oder man bereits verheiratet war oder ist, ist eine Förderung durchaus möglich. Die einzelnen Schulen und Fördermöglichkeiten:

· Berufsfachschule (Fachschule) ohne Voraussetzung der vorherigen Berufsausbildung (Ausbildungsdauer weniger als 2 Jahre und keine Vermittlung eines berufsqualifizierenden Abschlusses)

· Fachoberschule (FOS) ohne Voraussetzung der vorherigen Berufsausbildung

· Klasse für die berufliche Grundbildung
· Ab der 10. Klasse
· Gymnasium

· Realschule

· Gesamtschule

· Hauptschule

Diese Schulformen werden nur gefördert, wenn Ihr nicht mehr bei den Eltern wohnt und folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

· Schulweg ist zu weit vom Elternhaus

· es liegt ein eigener Hausstand vor und es werden eigene Kinder von Euch betreut

· Ihr seid verheiratet oder geschieden

Liegen diese Voraussetzungen nicht bei Euch vor, so besteht kein Anspruch auf Schüler BAföG. Ersatzweise besteht aber bei Hilfebedürftigkeit Anspruch auf Hartz IV nach § 7 Abs. 6 Nr. 1 SGB II. Lebt Ihr noch bei den Eltern, so besteht überhaupt kein Anspruch.

· Berufsfachschule (Fachschule) ohne Voraussetzung der vorherigen Berufsausbildung (Ausbildungsdauer mindestens 2 Jahre und sofern ein berufsqualifizierender Abschluss vermittelt wird)

· Berufskolleg (der 2-jährigen Berufsfachschule mit berufsqualifizierendem Abschluss gleichgestellt). Das Berufskolleg gibt es nicht einheitlich in der ganzen Bundesrepublik sondern nur in einigen Bundesländern. Diese Schulform wird gefördert, wenn Ihr sowohl bei den Eltern wohnt als auch nicht mehr bei den Eltern wohnt. Dabei muss der Auszubildende nicht mehr begründen, warum er nicht mehr bei den Eltern wohnt, um den höheren Grundbedarf zu erhalten. Dies ist eine der positiven Änderungen durch die 23. BAföG Novelle.

· Akademie
· Berufsaufbauschule
· Höhere Fachschule (Fachhochschule)
· Fachschulen (mit Voraussetzung der vorherigen Berufsausbildung)
· Abendgymnasium
· Kolleg (nicht Berufskolleg!)
· Beim Abendgymnasium erhaltet Ihr die BAföG-Förderung nur während der letzten drei Halbjahre, in denen der Vollzeit-Schulbesuch ansteht. Davor bleibt nur die Berufstätigkeit oder alternativ Hartz IV.

· Abendhauptschule
· Abendrealschule
· Berufsaufbauschule
· Fachoberschule (mit Voraussetzung der abgeschlossenen Berufsausbildung)
2. Sonderfälle bezüglich des eigenen Haushaltes

In einigen Fällen wird eine Förderung mittels Schüler-BAföG für Schüler bewilligt, die nicht mehr bei ihren Eltern wohnen, obwohl sie noch keine abgeschlossene Berufsausbildung haben. Hierfür werden jedoch strengere Kriterien angelegt, weil man in der Regel davon ausgeht, dass eine Person ohne Berufsausbildung zur Vollendung seiner Ausbildung noch zu Hause wohnt, solange keine besonderen Umstände vorliegen. Besondere Umstände sind im Sinne dieser Regelung vor allem dann gegeben, wenn die Ausbildungsstätte zu weit vom Elternhaus entfernt ist. Dabei geht jedoch noch nicht um eine frei gewählte Schule, sondern um die dem Elternhaus am nächsten gelegene entsprechend zumutbare Lehranstalt, an der man den gewünschten Abschluss machen kann.

Die Entfernung zwischen Elternhaus und Ausbildungsstätte gilt dann als zu weit, wenn an 3 Wochentagen eine Wegzeit für Hin- und Rückfahrt von mindestens 2 Stunden anfällt. Hinzugerechnet werden können sowohl die Wartezeiten auf Verkehrsmittel, als auch der Fußweg, wobei hier für jeden angefangenen Kilometer 15 Minuten angesetzt werden dürfen. Es zählt dabei jedoch immer die günstigste Verkehrsanbindung, so dass in Kauf genommene Umwege nicht in die Berechnung mit einfließen dürfen. Natürlich können individuelle Krankheiten oder Behinderungen auch schon bei wesentlich geringeren Wegzeiten dazu führen, dass trotzdem Schüler-BAföG bewilligt wird.

Ein eigener Haushalt ist zudem in den oben beschriebenen Fällen erst dann gegeben, wenn dafür neben einer eigenen Wohnung auch entsprechend eigene Haushaltsutensilien vorhanden sind. Das Leben in einer WG wird im Regelfall als eigener Haushalt anerkannt, wohingegen ein möbliertes Zimmer oftmals nicht ausreicht, um ein eigenen Hausstand nachzuweisen.

3. Förderungsdauer beim Schüler BAföG

Das Schüler-BAföG wird im Normalfall bis zum Abschluss der Ausbildung gewährt, da man in der Regel davon ausgeht, dass eine schulische Laufbahn durch den Unterricht und die Anwesenheitspflicht fast automatisch voranschreitet. Man sollte lediglich aufpassen, dass man den Antrag auf Schüler-BAföG früh genug stellt, da die Förderung erst frühestens mit dem Monat der Antragsstellung beginnen kann. Wer sich hier also verspätet, verschenkt unter Umständen bares Geld. Ein weiterer wichtiger Punkt liegt in der Begrenzung der unterrichtsfreien Zeit, die vom Gesetzgeber auf 77 Ferienwerktage pro Jahr festgelegt wurde. Liegt der unterrichtsfreie Zeitraum darüber, wird die Förderung für je 26 angefangene Ferienwerktage um einen Monat gekürzt.

Basierend auf der fehlenden Förderhöchstdauer wird bei einer schulischen Ausbildung normalerweise auf entsprechende Leistungsnachweise verzichtet. Man geht davon aus, dass die Ausbildung wie geplant voranschreitet und der geförderte Schüler am Ende den Abschluss erhält. Dies gilt auch für den Fall, dass der Schüler eine Klasse wiederholen muss. Mit einer Wiederholung erlischt der Anspruch auf BAföG nicht, denn es wird weiter davon ausgegangen, dass der Schüler den angestrebten Abschluss schafft.

Nur bei Ausbildungen an einer Akademie oder höheren Fachschule müssen entsprechende Lernfortschritte wie im Studium nachgewiesen werden, um auch weiterhin eine Förderung durch das Schüler-BAföG zu erhalten.

4. Praktikum und Schüler BAföG 

Generell wird das Absolvieren eines Praktikums nicht durch Schüler-BAföG gefördert. Sollte das Praktikum allerdings ein integraler und zwingend notwendiger Bestandteil einer bestimmten Ausbildung sein, wird auch während dieser Zeit Schüler-BAföG ausgezaht. Die Bedingungen und Einschränkungen gelten für das Praktikum genauso wie für die normale Förderung der entsprechenden Schulform, die der Praktikant gewöhnlich besucht. So wird ein Praktikum bei allgemein bildenden Schulen also nur durch Schüler-BAföG gefördert, wenn der Antragssteller nicht mehr bei seinen Eltern wohnt und auch alle anderen Bedingungen erfüllt sind.

5. Nicht BAföG förderungsfähige Ausbildung

Zu den nicht förderungsfähigen Ausbildungen gehört der Besuch der normalen Berufsschule, der im Zuge einer Berufsausbildung ansteht. Auch Ausbildungen im dualen System, die also eine betriebliche Komponente haben, werden nicht durch das Schüler-BAföG gefördert. Man geht in solchen Fällen davon aus, dass die Absolventen eine Ausbildungsvergütung erhalten und deshalb nicht zwingend auf entsprechende BAföG-Leistungen angewiesen sind.
Quelle: http://www.bafoeg-aktuell.de/cms/bafoeg/schueler-bafoeg.html (gekürzt) 

Schüler-BAföG in Brandenburg

Die Einführung des Schüler-Bafög für Abiturienten aus sozial schwachen Familien wurde mit dem Brandenburgischen Ausbildungsförderungsgesetz geregelt. Anspruch haben Schüler, die ihren ständigen Wohnsitz in Brandenburg haben und seit diesem Schuljahr erstmals eine gymnasiale Oberstufe besuchen.  Das Schüler-Bafög wird gezahlt, wenn eine Familie mit einem Kind ein Nettoeinkommen von weniger als 2.000 Euro monatlich hat. Bei Familien mit zwei Kindern gelten 2.500 Euro als Grenze. 

Gezahlt werden je nach Bedürftigkeit 50 oder 100 Euro, wobei beispielsweise Kinder aus Hartz-IV-Familien 100 Euro erhalten.  Mit dem Geld aus dem Schüler-Bafög können die Jugendlichen Kosten decken, die beim Abitur entstehen. Sie können beispielsweise Fachbücher oder technische Hilfsmittel wie Notebooks kaufen. Auch Schulfahrten oder zusätzliche kostenpflichtige Bildungsangebote wie Nachhilfeunterricht können sie damit finanzieren.  

Das Schüler-Bafög wurde zunächst für Elftklässler eingeführt. Wenn die Unterstützung in zwei Jahren für die Schüler der Klassen 11 bis 13 gewährt wird, rechnet das Bildungsministerium mit etwa 4.000 Anspruchsberechtigten und jährlichen Kosten von knapp sechs Millionen Euro. Bafög-Anträge können bei den Ausbildungsämtern der Kreise eingereicht werden. 

Quelle: http://www.blickpunkt-brandenburg.de/

Die 23. BAföG-Novelle

Bessere Breitenförderung und Stipendien – 

Gute Bildung soll nicht an finanziellen Hürden scheitern. Das ist einer der Gründe für die 23. Novelle des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG), die am Mittwoch vom Bundes-kabinett beschlossen wurde. Der zweite ist die nach wie vor viel zu niedrige Quote an Stu-dienanfängern, die im Wintersemester 2009/2010 gerade einmal bei 43 Prozent lag. Mit den Neuerungen, die sich vor allem in höheren Leistungen niederschlagen, sollen mehr Jugend-liche zum Studium bewegt werden. Das gleiche Ziel verfolgt auch das nationale Stipendien-Programm, kurz StipG.

Derzeit beträgt der Anteil der Stipendiaten nur zwei Prozent. Angestrebt wird ein Wert von zehn Prozent, der mit Hilfe der staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen erreicht werden soll. Das Stipendium des Staates, das nicht mit den Leistungen des BAföG verrechnet wird, macht monatlich 300 Euro aus. Berücksichtigt würden bei der Vergabe in erster Linie die Begabung, aber auch eine bildungsferne Herkunft, Behinderungen oder ein Migrations-hintergrund. Das Geld müssen die Hochschulen „einwerben“. Ansprechpartner sind private Sponsoren und die Wirtschaft. Aufgestockt wird der Betrag in gleichen Anteilen von Bund und Ländern.

Beim BAföG als Breitenförderung steigt der Höchstsatz für Studierende zum 1. Oktober 2010 auf 670 Euro im Euro und wird der Mietzuschlag künftig pauschaliert gezahlt, um das Verfahren unbürokratischer zu gestalten. Verbessert wurden auch die Rahmenbedingungen. Die Altersgrenze wird von 30 auf 35 Jahre angehoben und bei Studierenden mit Kind um die Erziehungszeit verlängert. Wer sich nach Studienbeginn für eine andere Fachrichtung entscheidet, erhält die Förderung künftig für die Regelstudienzeit des neuen Fachs – allerdings nur bei einem einmaligen Wechsel.

Quelle: BAföG AKTUELL, 23. April 2010 

Geförderte nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz

Finanzielle Förderung in absoluten Zahlen, 1991-2007
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Quelle: Statistisches Bundesamt, GENESIS 2007.

SchülerInnen nach Schulart 
an allgemeinbildenden Schulen

	Schulart
	Schuljahr

	
	2008/98
	2009/10
	2010/11

	Insgesamt
	9 023 572
	8 905 800
	8 797 401

	davon                                                                                                            in %

	Vorklassen
	0,96
	0,105
	0,109

	Schulkindergärten
	0,215
	0,208
	0,218

	Grundschulen
	33,214
	32,730
	32,107

	Schulartunabhängige Orientierungsstufen
	1,159
	1,248
	1,264

	Hauptschulen
	9,150
	8,615
	7,998

	Schularten mit mehreren Bildungsgängen
	3,350
	3,703
	4,216

	Realschulen
	13,992
	13,711
	13,259

	Gymnasien
	27,361
	27,795
	28,140

	Integrierten Gesamtschulen
	5,576
	5,961
	6,797

	Freien Waldorfschulen
	0,882
	0,899
	0,919

	Förderschulen
	4,360
	4,354
	4,296

	Abendhauptschulen
	0,013
	0,013
	0,013

	Abendrealschulen
	0,235
	0,234
	0,243

	Abendgymnasien
	0,207
	0,218
	0,218

	Kollegs
	0,189
	0,197
	0,205


Quelle: DESTATIS (veränderte Darstellung)

Kampf ums Gymnasium: 16 Länder, 16 Bildungssysteme

FOKUS ONLINE, 12. Juli 2010

BADEN-WÜRTTEMBERG
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Grund-schule erteilt verbindliche Gymnasialemp-fehlung. Basis: Leistungen in Deutsch und Mathematik (Schnitt 2,5) sowie u. a. Lern- und Arbeitsverhalten. Aufnahmeprüfung möglich. Wege zum Abitur: G8 im Gym-nasium; in neun Jahren: sechs Jahre Realschule plus drei Jahre berufliches Gymnasium
BAYERN
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Grund-schule erteilt verbindliche Gymnasialemp-fehlung. Erforderlicher Schnitt 2,33 (in Deutsch, Mathematik, Heimat- und Sach-kunde); falls nicht erreicht: Aufnahme-prüfung möglich. Wege zum Abitur: G8 im Gymnasium; in neun Jahren: sechs Jahre Realschule plus drei Jahre Fachoberschule
BERLIN
Sechs Jahre Grundschule Übertritt: Eltern entscheiden über Besuch des Gymnasiums. Wege zum Abitur: In sechs Jahren: im Gymnasium (ab 7. Klasse); G8 (ab 5. Klas-se in privaten und spezialisierten Gymna-sien); nach neun Jahren: in integrierter Sekundarschule*; in Gemeinschaftsschule in 12. oder 13. Klasse *Schulreform tritt ab Schuljahr 2010/11 in Kraft.

BRANDENBURG
Sechs Jahre Grundschule Übertritt: Grund-schule erteilt Gymnasialempfehlung. Erforderlicher Schnitt 2,33 (in Deutsch, Mathematik, erste Fremdsprache). Probe-unterricht möglich. Wege zum Abitur: Sechs Jahre: ab 7. Kl. im Gymnasium (Begabte können nach 4. Kl. wechseln). Sieben Jahre: in Gesamtschule oder Ober-schule plus berufl. Gymnasium
BREMEN
Vier Jahre Grundschule Übertritt ins Gym-nasium: Grundschule erteilt verbindliche Empfehlung. Erforderlicher Notendurch-schnitt 2,4 (in Deutsch und Mathematik)
Wege zum Abitur: G8 (acht Jahre) im Gymnasium; nach neun Jahren: in Ober-schule oder bis 10. Kl. Oberschule plus drei Jahre berufliches Gymnasium

HAMBURG
Sechs Jahre Primarschule* (drei Jahre Grundstufe, dann Unterstufe mit Fachun-terricht) Übertritt: Eltern entscheiden über Besuch des Gymnasiums. Wege zum Abi-tur: In sechs Jahren: im Gymnasium (7. bis 12. Klasse); nach sieben Jahren: in Stadt-teilschule (7. bis 13. Klasse) *Konzept /Schulreform, Volksentscheid 18. Juli 2010
HESSEN
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Eltern entscheiden über Besuch des Gymnasiums.
Wege zum Abitur: G8 (acht Jahre) im Gymnasium; nach neun Jahren: Realschule (bis Klasse 10) plus drei Jahre berufliches Gymnasium
MECKLENB.-VORPOMMERN
Vier Jahre Grundschule, Klasse 5 und 6 Orientierungsstufe (in der Regionalschule)
Übertritt: Eltern entscheiden. Schullauf-bahnempfehlung am Ende Klasse 6
Wege zum Abitur: G8 im Gymnasium; in neun Jahren: sechs Jahre Regionalschule plus drei Jahre berufliches Gymnasium
NIEDERSACHSEN
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Eltern entscheiden über Besuch des Gymnasiums.
Wege zum Abitur: G8 (acht Jahre) im Gymnasium und in Gesamtschule; nach neun Jahren: Realschule (bis Klasse 10) plus drei Jahre Fachgymnasium
NORDRHEIN-WESTFALEN
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Eltern entscheiden über Besuch des Gymnasiums*. Wege zum Abitur: G8 (acht Jahre) im Gymnasium; zum Schul-jahr 2011/12 Rückkehr zu G9 möglich; nach neun Jahren: in Gesamtschule und Berufskolleg *Pläne der neuen Landesre-gierung

RHEINLAND-PFALZ
Vier Jahre Grundschule Übertritt ins Gym-nasium: Eltern entscheiden über Besuch des Gymnasiums. Wege zum Abitur: G8 (acht Jahre), jedoch nur in Gymnasien mit Ganztagsschulangebot. Nach neun Jahren: in Gymnasium oder mit mittlerem Ab-schluss plus drei Jahren beruflichem Gym-nasium oder in Integrierten Gesamtschulen
SAARLAND
Vier Jahre Grundschule* Übertritt ins Gymnasium: Eltern entscheiden über Be-such des Gymnasiums. Wege zum Abitur: G8 (acht Jahre) im Gymnasium; nach neun Jahren: in Gesamtschule oder Realschule (bis 10. Klasse) plus drei Jahre berufliches Gymnasium *Landesregierung plant fünf Jahre.
SACHSEN
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Grund-schule erteilt verbindliche Gymnasialemp-fehlung; ab 2010/2011: erforderlicher No-tendurchschnitt 2,0 (in Deutsch, Mathe-matik und Sachunterricht). Wege zum Abi-tur: G8 im Gymnasium; in neun Jahren: sechs Jahre Mittelschule plus drei Jahre berufliches Gymnasium 

SACHSEN-ANHALT
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Eltern entscheiden über Besuch des Gymnasiums.
Wege zum Abitur: G8 (acht Jahre) im Gymnasium oder nach Sekundarschule mit mittlerem Abschluss plus 11. und 12. Klasse Gymnasium; nach neun Jahren: in Gesamtschule
SCHLESWIG-HOLSTEIN
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Eltern entscheiden. Allerdings kann kein Kind mit Hauptschulempfehlung aufs Gymna-sium. Wege zum Abitur: G8 im Gymna-sium; Abitur in neun Jahren: in Gemein-schaftsschule oder sechs Jahre in Regional-schule bzw. Gemeinschaftsschule plus drei Jahre berufliches Gymnasium

THÜRINGEN
Vier Jahre Grundschule Übertritt: Grund-schule erteilt verbindliche Gymnasialemp-fehlung. Erforderliche Note: „gut“ in Deutsch, Mathematik, Heimat- und Sach-kunde; falls nicht erreicht: Aufnahmeprü-fung möglich. Wege zum Abitur: G8 im Gymnasium; in neun Jahren: sechs Jahre Regelschule plus drei Jahre berufliches Gymnasium

Studiengebühren in den 16 Bundesländern

Übersicht des Deutschen Studentenwerkes, Stand: 25. Februar 2011

	Bundesland
	Allgemeine Studien- gebühren ab dem 1. Semester
	Langzeitstudienge-

bühren/

Studienkosten
	Verwaltungsgebühren

Einschreibe-

Rückmeldegebühren

	Baden-Württemberg
	500 EUR/Semester
	keine
	Verwaltungsbeitrag

40 EUR/Semester

	Bayern
	100-500 EUR/Semester
	keine
	keine

	Berlin
	keine
	keine
	Gebühr bei Immatrikulation und Rückmeldung 50 EUR

	Brandenburg
	keine
	keine
	Gebühr bei Immatrikulation und Rückmeldung 51 EUR

	Bremen
	keine Studiengebühr innerhalb von 14 Semestern  
	nach 14 Semestern

500 EUR/Semester 
	Verwaltungsbeitrag

50 EUR/Semester

	Hamburg
	375 EUR/Semester
	keine
	Verwaltungsbeitrag 

50 EUR/Semester

	Hessen
	keine
	keine
	Verwaltungsbeitrag 

50 EUR/Semester

	Mecklenburg- 

Vorpommern
	keine
	keine
	Verwaltungsbeitrag möglich 

50 EUR/Semester

	Niedersachsen
	500 EUR/Semester oder 330 EUR/

Trimester
	600-800 EUR/Semester

oder 400-533 EUR/

Trimester 
	Verwaltungsbeitrag 75 EUR/Semester oder

50 EUR/Trimester

	Nordrhein-Westfalen
	keine
	keine
	keine

	Rheinland-Pfalz
	keine
	650 EUR/Semester
	keine

	Saarland
	keine
	400 EUR/Semester
	keine

	Sachsen
	keine
	keine
	keine

	Sachsen-Anhalt
	keine
	500 EUR/Semester
	keine

	Schleswig-Holstein
	keine
	keine
	keine

	Thüringen
	keine
	500 EUR/Semester
	Verwaltungsbeitrag

50 EUR/Semester oder 33 EUR/Trimester


Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden 2009

19. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks 

	Ausgewählte Ergebnisse im Überblick

	BAföG – Quoten, in %
	1.-6. Semester

	Standard-Methode


	
	2006
	2009
	2006
	2009

	· im Bundesgebiet
	32,7
	32,9
	23,2
	23,0

	· nach sozialer Herkunft

hoch

gehoben

mittel

niedrig
	
	
	
	

	
	16,3
	16,6
	11,5
	10,8

	
	28,8
	29,4
	21,2
	21,7

	
	43,4
	41,9
	32,0
	30,3

	
	58,6
	57,4
	43,2
	41,2

	Durchschnittliche Förderung, in EUR
	2006
	2009

	· Geförderte insgesamt
	363
	413

	· Geförderte, die bei Eltern wohnen
	283
	307

	· Geförderte, die außerhalb des Elternhauses wohnen
	378
	435

	Geförderte nach Art der Förderung 2009
	Anteil
	Betrag

	· elternabhängige Förderung
	86
	392

	· elternunabhängige Förderung 
	14
	544

	Zusammensetzung der Geförderten nach sozialer Herkunft, in %
	2006
	2009

	hoch

gehoben

mittel

niedrig
	18
	17

	
	22
	22

	
	35
	34

	
	25
	27


Quelle: 19. Sozialerhebung, durchgeführt durch HIS Hochschul-Informations-System

BMBF: Bonn/Berlin2010, S. 282 (veränderte Darstellung)

Gutachten der Verbandes des Bayerischen Wirtschaft vbv 

Übergang von der Primarschule in die Sekundarstufe I 

Sowohl in der Bildungsforschung als auch in der öffentlichen Wahrnehmung hat insbesondere diese Schnittstelle im Bildungswesen große Aufmerksamkeit erfahren. Auf Seiten der Eltern ist die Entscheidung bezüglich der weiteren Gestaltung des individuellen Bildungswegs ihres Kindes oft mit einer Reihe von Ängsten und Erwartungen verknüpft. Dies ist nicht verwunderlich, stellt der Übergang in die weiterführende Schule doch eine der wichtigsten Statuspassagen im Leben junger Menschen mit langfristigen Folgen für die weitere Bildungskarriere und den Lebenslauf dar. Dies gilt insbesondere, wenn Schülerinnen und Schüler bis zu ihrem Schulabschluss in jener Schulform verweilen, in die sie nach der Grundschule gewechselt sind (vgl. Bellenberg/Klemm 2000). Eine ganze Reihe von Studien verweist darauf, dass insbesondere der Empfehlung im Übergangsprozess eine sehr große Bedeutung, vor allem für die Vorhersage des tatsächlichen Übergangs, zukommt. Die Ergebnisse der IGLU-Studie (vgl. Bos u. a. 2007b) machen deutlich, dass ein Großteil der Eltern geneigt ist, der Übergangsempfehlung zu folgen. Insbesondere im Fall einer Gymnasialempfehlung liegt der Anteil an übereinstimmender Einschätzung bei etwas über 90 Prozent. Bei den Haupt- und Realschulempfehlungen hingegen liegen die Übereinstimmungsquoten etwa ein Drittel unter denen für das Gymnasium.

In den Fokus der Aufmerksamkeit rückte der Übergang vor allem aufgrund der Vielzahl bildungswissenschaftlicher Forschungsergebnisse, die aufzeigen, dass an den Übergängen zwischen der Grundschule und der Sekundarstufe I Bildungsungleichheiten entstehen können, die mit sozialen Ausleseprozessen verbunden sind.

Formal ist der Übergang von der Grundschule in eine der weiterführenden Schularten landesrechtlich unterschiedlich geregelt. Die Bundesländer unterscheiden sich nicht nur in einer Vielzahl von Verfahren, sondern haben in den letzten zehn Jahren zudem Verfahren und Maßnahmen eingeführt oder verändert, die die Gestaltung des Übergangs betreffen (vgl. Arnold u. a. 2010, S. 15). […] 

Disparitäten am Übergang von der Grundschule in die Sekundarstufe I. Der Befund, dass Schülerinnen und Schüler aus Familien mit niedrigem sozioökonomischen Status auch unter Kontrolle von Noten und Testleistungen eine nachweisbar geringere Chance haben, eine Gymnasialempfehlung zu erhalten als Schülerinnen und Schüler aus sozial privilegierten Elternhäusern, wurde mittlerweile vielfach belegt (vgl. Lehmann/Peek/Gänsfuß 1997; Bos u. a. 2004; Maaz/Baumert/Trautwein 2010).

Eine Reihe von Studien konnte zeigen, dass die individuelle Leistung beim Übergang eine viel zu geringe und die soziale Herkunft eine viel zu große Rolle spielt. Die Vergabe der Grundschulempfehlungen erfolgt hier also nicht ausschließlich nach leistungsbezogenen Kriterien. Die entstehenden Ungleichheiten lassen sich nach Maar u. a. (2010) zwar vor allem durch eine differente Kompetenzentwicklung (beeinflusst durch die soziale Herkunft) von Schülerinnen und Schülern erklären, die sich in ihren Zensuren niederschlagen und die eine entscheidende Orientierungsgröße für die Übergangsempfehlungen und Schulformwahlen darstellen. Allerdings zeigen Analysen auch, dass Ungleichheiten, ein sozialschicht-abhängiges Entscheidungsverhalten von Eltern sowie durch differente institutionelle und rechtliche Rahmenbedingungen verstärkt werden können. In Anlehnung an Pietsch und Stubbe (2007) sowie Arnold u. a. (2007) kann zudem von einer mehrfachen Benachteiligung dieser Kinder gesprochen werden. Grundschülerinnen und Grundschüler aus sozial weniger begünstigten Familien verfügen am Ende der Grundschulzeit im Vergleich zu Kindern aus sozial privilegierten Elternhäusern aufgrund ihrer sozialen Herkunft über niedrigere schulische Kompetenzen. Auch bei gleicher schulischer Leistung werden sie von Lehrkräften schlechter bewertet und haben darüber hinaus auch unter Kontrolle der Schulleistung und Noten geringere Chancen, eine Gymnasialempfehlung zu erhalten. Darüber hinaus werden sie von ihren Eltern auch unter Kontrolle der Leistungen seltener auf ein Gymnasium geschickt. Auch Kinder mit Migrationshintergrund müssen zu den Verlierern im deutschen Grundschulwesen gezählt werden (vgl. Bos/Wend 2008). Die derzeitige Befundlage legt jedoch nahe, dass diese nicht explizit im Übergangsprozess benachteiligt werden, sondern das ihre nachgewiesenen geringeren Chancen auf eine Gymnasialempfehlung vor allem auf den oft niedrigen sozioökonomischen Status der Familie zurückzuführen sind (vgl. Schwippert u. a. 2007). 

Quelle: „BILDUNGSREFORM 2000 – 2010 – 2020“, Jahresgutachten 2011 der

vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V., Auszug (vgl. S. 73f)

Gewerkschaften zur Schule der Zukunft

Deutscher Gewerkschaftsbund

Schule heute: Eine Bestandsaufnahme

Internationale Vergleichsstudien der nationalen Bildungssysteme sorgen seit der Veröffentlichung der ersten PISA-Studie im Jahr 2001 für großes öffentliches Aufsehen. Damals hatte das schlechte Abschneiden des deutschen Bildungssystems zu einem regelrechten „PISA-Schock“ geführt. Seither sind die Diskussionen um die Bildungspolitik nicht abgerissen und Bildung ist zu einem zentralen Thema der Landtags- und Bundestagswahlkämpfe geworden. (...)

Wesentliche Ergebnisse der PISA-Studie waren:

· In kaum einem Land ist der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungslaufbahn so eng wie in Deutschland.

· Die Leistungsunterschiede zwischen den SchülerInnen, aber auch zwischen den Schulen sind in Deutschland groß.

· Insbesondere Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund werden im Schulsystem stark benachteiligt.

· Die soziale Schere öffnet sich besonders stark nach der gemeinsamen Grundschulzeit.

· Die 15-jährigen SchülerInnen aller Schulformen haben im internationalen Vergleich nur durchschnittliche Lese- und Mathematik-Kompetenzen, die sich in den letzten Jahren nicht nennenswert verbessert haben.

Bildungspolitik wird nicht nur als Thema in Sonntagsreden aufgegriffen. Bald nach PISA ist in den Kultusministerien geradezu eine Reformwut ausgebrochen, und die Schulen wurden landauf, landab mit vielerlei Maßnahmen konfrontiert. Zwischen den einzelnen Bundesländern scheint ein regelrechter Wettstreit um die besten Reformen entfacht zu sein.

Viele diese Reformen haben vor allem Eines erreicht: Der Druck auf die Schulen ist groß, die Verunsicherung von SchülerInnen, Eltern und Lehrkräften ist gewachsen. Mittlerweile stellen sich deshalb viele berechtigte Fragen: Lassen sich diese Reformen wirklich aus PISA ableiten? Handelt es sich um gute Reformen? Sind sie geeignet, die von PISA und andern Studien offen gelegten Probleme zu beheben?

Schulstruktur: Die umkämpfte Baustelle

Im internationalen Vergleich der Schulsysteme fällt auf, dass Deutschland mit einer Besonderheit fast alleine dasteht: die frühe Selektion der SchülerInnen in der Regel nach der 4. Klasse auf Hauptschule, Realschule und Gymnasium. In anderen Ländern werden sie viel länger gemeinsam unterrichtet und müssen sich damit auch erst viel später für einen Bildungsweg entscheiden. Viele Bildungsexperten sind davon überzeugt, dass diese frühe Trennung ein wesentlicher Grund für die schlechten PISA-Noten ist. Schon früh Schubladen gesteckt zu werden oder im Laufe einer Schulkarriere durch Sitzenbleiben oder Schulabstieg demotiviert zu werden, sind wesentliche Aspekte der Chancenungleichheit in Deutschland. Nichts ist leichter, als diese Selektion abzuschaffen und Kinder und Jugendliche nach internationalem Vor-bild gemeinsam zu unterrichten – möchte man meinen.

Legenden, Mythen, Diffamierungen

[…] Schauen wir uns „Argumente“ an, die von den Verfechtern des traditionellen Schulsystems angeführt und in Teilen der Bevölkerung allgemein und der Lehrer- und Elternschaft im Besonderen immer noch auf Resonanz stoßen. Die Argumente lassen sich den folgenden Kategorien zuordnen: Begabungsglaube, Pädagogik und Bildungspolitik.

Antiquierter Begabungsglaube: Unverdrossen und entgegen allen wissenschaftlichen Erkenntnissen über die menschliche Natur und ihre Entwicklung behaupten die Verfechter des traditionellen Schulsystems, das deutsche Schulsystem fördere „begabungsgerecht“. Die Menschen ließen sich in Praktiker, Theoretiker und Organisatoren/Verwalter unterscheiden. Gymnasium, Realschule und Hauptschule würden dem gerecht und schüfen die Voraussetzungen für die den Begabungstypen entsprechend Berufe. […] Zweifellos richtig, dass die Menschen unterschiedliche Fähigkeiten und Talente besitzen, die in den unterschiedlichen Kombinationen auftreten. Jeder Mensch ist eben einzigartig. „Begabungsrechte Förderung“ kann deshalb nur in Schulen erfolgen, die auf Individualität der Kinder und Jugendlichen eingehen und sie gerade nicht in ein Schulformschema pressen. Einem zehnjährigen Kind zu bedeuten, du bist zu dumm fürs Gymnasium, du bist nur ein Hauptschüler, erfüllt den Tatbestand seelischer Grausamkeit. Es verletzt, beschämt und verschüttet Begabungen, statt sie zu fördern.

Pädagogik: Genauso unverdrossen und ungeachtet aller internationalen Leistungsvergleiche wird die konservative Legende verbreitet, man müsse im Unterricht die Kinder nach ihrer Leistungsfähigkeit sortieren, weil sonst die Starken unter- und die Schwachen überfordern würden. Ein Blick in jede beliebige Schulklasse zeigt, dass diese Gefahr auch in jeder noch so gut vorsortierten Klasse besteht – wenn Unterrichtsprinzip ist, dass alle das Gleiche zur gleichen Zeit und mit gleichem Tempo lernen soll. […] Es muss und es kann endlich Schluss sein mit Sortieren und Selektieren – auch in Deutschland.  Dabei geht es auch um einen scheinbar unumstößlichen Grundsatz in der Schulpädagogik, der besagt, dass Lernen in homogenen, sprich leistungsähnlichen Klassen stattfinden müsse. Jeder Schulpraktiker weiß, dass keine Klasse homogen ist und viele Unterschiede hinsichtlich Leistung, Motivation, Herkunft, Geschlecht etc. den Unterricht bestimmen. Tatsächlich sind aber Lehrpläne und Unterrichtsmethoden an diesem Leitbild orientiert und darauf abgestimmt. Integriertes Lernen kann auch in heterogenen Gruppen stattfinden. Wir wissen heute aus der Schulforschung ebenso wie aus Erfahrungen in anderen Ländern oder Schulversuchen in Deutschland, dass Lernen in heterogenen Gruppen zusätzliche Lernanreize schafft, von der sowohl die so genannten Schwachen, aber auch die so genannten Starken profitieren. […]

Bildungspolitik: Bereits die PISA-Studien widerlegten schonungslos die Mär vom Erfolgsrezept Homogenität. Es zeigte sich, dass die Länder, die leistungsmäßig und hinsichtlich der Chancengleichheit am besten abschnitten, integrative Systeme nutzen. Hier gehen die SchülerInnen erst im Alter von 15 oder 16 Jahren entsprechend ihrer beruflichen Interessen und angestrebten Abschlüsse getrennte Schulwege.    

Deutscher Gewerkschaftsbund (GDB) Bundesvorstand – Bereich Bildung, Qualifizierung, Forschung, BERLIN 2009, Auszug (vg. S. 6f)
FAZ, 23. Juni 2010

Bayern und Baden-Württemberg an der Spitze 

Schultest-Studie des Berliner Instituts für Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (Auszug)

Wie in den vergangenen Jahren hat der Sü​den Deutschlands in einer Vergleichsstudie abermals besser abgeschnitten als der Nor​den. Neben dem Süd-Nord-Gefälle stellten die Bildungsforscher im Vergleich der Bildungs​standards der Länder auch ein West-Ost-Gefälle fest.
Zur Studie:

Die Schüler im Süden Deutschlands haben im neuen Kompetenzvergleich zwischen den Bun​desländern abermals am besten abgeschnitten. Das ist das veröffentlichte Ergebnis einer Über​prüfung der Bildungsstandards für den mittleren Schulabschluss in den Fächern Deutsch, Eng​lisch und Französisch, die das Berliner Institut für Qualitätsentwicklung im Bildungswe​sen (IQB) 2009 im Auftrag der Kultusministerkon​ferenz ins Werk gesetzt hat.
Über alle Bildungsgänge hinweg wurden die Leistungen von insgesamt gut 36.000 Schülern der 9. Klasse in den Disziplinen Lesen, Zuhören, Rechtschreibung (jeweils in Deutsch) sowie Leseverstehen und Hörverstehen (in Englisch) getestet. Im Fach Französisch als erster Fremd​sprache setzt sich die untersuchte Schülergruppe je nach Land so unterschiedlich zusammen, dass auf eine Rangliste verzichtet wurde.

Nach der Untersuchung liegen auf jedem der verschiedenen Kompetenzfelder in Deutsch und Englisch Bayern und Baden-Württemberg vorn, wobei je nach Teilkompetenz auch andere Län​der zur Spitze gehören. Im Mittelfeld der Länder ergeben sich je nach geprüfter Teilkompetenz Verschiebungen. Fast ausschließlich schwach schnitten jedoch die Stadtstaaten Berlin und vor allem Bremen sowie das Flächenland Branden​burg ab. So hatten etwa beim Leseverständnis im Fach Deutsch bayerische Schüler gegenüber Gleichaltrigen aus Bremen im Schnitt einen Kompetenzvorsprung von mehr als einem Schuljahr. Beim mündlichen Textverständnis betrug der Abstand sogar fast eineinhalb Jahre.

Befunde:

Süd-Nord-Gefälle 

Neben dem Süd-Nord-Gefälle stellten die Bildungsforscher auch ein West-Ost-Gefälle fest, das sich vor allem in den schwächeren Eng​lischleistungen der Schüler aus den östlichen Bundesländern manifestiert. Die Forscher er​klärten das hauptsächlich mit der schlechten Ausbildung der Lehrer, von denen (außer in Sachsen) nur zwischen 58 und 67 Prozent tat​sächlich das Fach Englisch studiert haben. Während insgesamt die Gymnasiasten in vielen Ländern hohe Leistungen erbrachten, zeigen sich sowohl im Anteil als auch in den Kompetenzen der Leistungsschwächsten von Land zu Land erhebliche Unterschiede.
Insgesamt belegt der Test wie auch schon der Bildungsbericht, der in der vergangenen Woche veröffentlicht wurde, die hohe Abhängigkeit von Bildungserfolg und sozialer Herkunft in Deutschland. Bundesweit hat ein Kind aus der Oberschicht gegenüber einem Schüler aus einer Facharbeiterfamilie auch bei gleicher Intelligenz und bei gleichem Lernvermögen eine 4,5 Mal so große Chance, ein Gymnasium zu besuchen.

Erhebliche Lernunterschiede zwischen den jeweiligen nationalen Gruppen 

Besonders gering sind die Chancen in Baden-Württemberg und Bayern, besonders hoch in Berlin, was im Fall der beiden Erstgenannten allerdings auch damit zu tun hat, dass in diesen Ländern überdurchschnittlich viele Bildungsteil​nehmer nicht über das Gymnasium, sondern über das berufliche Bildungssystem zu ihrer Hoch​schulreife gelangen.

Fast 18 Prozent aller Neuntklässler in Deutsch​land haben nach der Untersuchung ausländische Wurzeln - in den Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen werden Spitzenwerte um 30 Prozent erreicht. Dabei fanden die Forscher erhebliche Lernunterschiede zwischen den jeweiligen nati​onalen Gruppen. Jugendliche türkischer Her​kunft erzielten in der Schlüsselkompetenz Le​sen/Textverständnis die schlechtesten Werte, während zugewanderte Jugendliche aus Polen und aus der ehemaligen Sowjetunion deutlich besser abschnitten. Innerhalb der einzelnen Her​kunftsgruppen wurde zudem eine erhebliche Spreizung der Leistungen festgestellt. 

Klarer Handlungsauftrag, die Teilhabege​rechtigkeit zu verbessern“

Die Entwicklung bundeseinheitlicher Bildungsstandards durch die Kultusministerkonferenz war eine Folge des ersten deutschen PISA-Schocks nach dem Test aus dem Jahr 2000. Deutschland hatte bei dem internationalen Leistungsvergleich in der wichti​gen Schlüsselkompetenz Lesen/ Textverständnis nur mäßig abgeschnitten. Die Ergebnisse zeigten zudem, dass fast ein Viertel der 15 Jahre alten Schüler in Deutschland nur auf Grundschulni​veau Texte verstehen konnte. Inzwischen gibt es Bildungsstandards für die Grundschule, für den Hauptschulabschluss und für die Mittlere Reife. Ein Katalog für die gymnasiale Oberstufe ist in Bearbeitung.
Der bayerische Kultusminister Ludwig Span (CVP), der gegenwärtig auch KMK-Präsident ist, versagte sich zwar Eigenlob, wies in einem Gespräch aber doch darauf hin, dass vor allem „differenzierte Bildungswesen“ ihre Qualitätssi​cherung fortentwickelt und dass besonders die​jenigen Bundesländer gut abgeschnitten hätten, die sich durch „Systemkonstanz“ auszeichneten. Freilich gestand er ein, dass es im bayerischen Bildungssystem Defizite in Sachen Chancenge​rechtigkeit gebe. Es gebe einen „klaren Hand​lungsauftrag, die Teilhabegerechtigkeit zu verbessern“.

Leistungspunkte in der Schultest-Studie von der 9. Klasse im Fach Deutsch 

(Stand 2009)
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SPIEGEL ONLINE, 7. Dezember 2010,

Baustau in der Bildungsrepublik

Von Birger Menke

Gesamtnote: befriedigend - mehr ist für Deutschlands Schulsystem nicht drin. Die neue Pisa-Studie zeigt zwar Verbesserungen, doch zu viel liegt noch immer im Argen. Experten analysieren die größten Probleme und erklären, was sich ändern muss. 

"Schlimmer geht's nicht." "Bildungskatastrophe." "Note mangelhaft für Deutschlands Schulen." So klang das vor neun Jahren, als Deutschland die Ergebnisse der ersten Pisa-Schulstudie erfuhr. Es war ein Schock.

Jeder zehnte 15-Jährige konnte nicht mal auf Grundschulniveau lesen, ergab die Untersuchung. Fast doppelt so viele wie im Durchschnitt der Staaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). Und jeder vierte Schüler scheiterte an elementaren Rechenaufgaben. In der hitzigen Debatte wurde damals fast alles gefordert, was im Bildungswesen denkbar ist - da wollten die Grünen dann leistungsbezogene Lehrergehälter einführen und die Industrie- und Handelskammern ganz grundsätzlich eine "neue Kultur der Anstrengung" begründen. Nun liegt die Pisa-Studie 2009 vor. Zum Jubeln besteht trotzdem kein Grund.

Vorschulbildung - wann kommt der große Ruck?

Der Pisa-Schock hat Deutschland die große Bedeutung vorschulischer Bildung klargemacht. Ob sich hier Entscheidendes zum Besseren verändert hat, ist jetzt noch nicht in Zahlen messbar - die Neuntklässler aus der neuen Pisa-Studie waren im Jahr 2000 sechs Jahre alt, also nicht mehr im Vorschulalter. Veränderungen in diesem Bereich konnten auf sie keinen Einfluss haben.

Trotzdem - die Experten sehen Indizien dafür, dass sich bei der Vorschulbildung vieles zum Besseren verändert. "Hier gibt es Fortschritte nicht allein beim Ausbau des Bildungsangebotes, sondern auch bei der Bildungskonzeption", sagt Pisa-Leiter Andreas Schleicher. Die reine Betreuung von Kindern werde "zunehmend durch Bildungsaspekte ergänzt".

Wilfried Bos, Leiter des Instituts für Schulentwicklungsforschung der TU Dortmund, kritisiert allerdings die Finanzstrukturen. "Wir geben immer noch im Gegensatz zu den meisten OECD-Staaten das meiste Geld für die Oberstufen und die Hochschulen aus - obwohl wir wissen, dass frühe Förderung am effektivsten ist."

Als gutes Zeichen gilt das Kinderförderungsgesetz, das allen Kindern ab 2013 einen Krippenplatz garantiert. Doch die Umsetzung dieses Gesetzes enttäuscht. Die Regierung kalkuliert so, dass es für 35 Prozent der unter Dreijährigen Betreuungsplätze geben muss, um die Garantie zu erfüllen. Das dürfte zu wenig sein - und drei Jahre sind knapp. 2009 gab es lediglich für 23 Prozent der Kinder einen Platz. "Das Ziel von Bund, Ländern und Kommunen ist kaum mehr erreichbar", sagt der Essener Bildungsforscher Klaus Klemm SPIEGEL ONLINE.

Die Förderung kommt zu spät und ist zu verschult
Mit der bloßen Bereitstellung von Plätzen ist es außerdem nicht getan. Die Krippen und Kindergärten müssen gut ausgestattet und die Beschäftigten allesamt pädagogisch geschult sein. Das wäre ein Qualitätssprung - für den bisher das Geld fehlt. Zwar wird für vorschulische Einrichtungen mehr Geld ausgegeben, aber nur so viel, dass bei steigender Nachfrage die Qualität die gleiche bleibt. Auf einen Erzieher kommen in Deutschland durchschnittlich rund zehn Kinder, und das hat sich seit Jahren kaum geändert. Experten empfehlen ein Verhältnis von eins zu siebeneinhalb.

Die Vorschulbildung ist vor allem auch für Einwandererkinder wichtig. Wenn in ihrer Familie nicht Deutsch gesprochen wird, sollen sie die Sprache bis zur Grundschule lernen - um dort dann ohne Nachteile starten zu können. Denn später holen sie die Sprachdefizite nur noch schwerlich auf.

Alle Länder haben inzwischen spezielle Programme angeschoben - die allerdings oft einen Makel haben. Sie setzen häufig darauf, ein Jahr vor der Einschulung einen Sprachtest zu machen und bei großen Defiziten mit besonderer Förderung gegenzusteuern. Das ist für Experten zu spät und zu verschult. Vielmehr sollten Erzieher besser ausgebildet werden, und die Kinder sollten deutlich früher und spielerischer Deutsch lernen. Vor allem in Kindergärten an sozialen Brennpunkten.

Die Finanzierung - Tricks statt Taten

Die Ergebnisse der Pisa-Studien ähneln verblüffend dem OECD-Ranking, welche Staaten wie viel Geld für Erst- bis Zehntklässler ausgeben. 2007 waren es in Deutschland umgerechnet 5500 Dollar pro Grundschüler - im Mittelwert aller Industriestaaten dagegen 6700 Dollar. Nimmt man nur die Fünft- bis Zehntklässler, sind es 6900 Dollar statt im Schnitt 7600 Dollar.

Deutschland gibt also weniger Geld für seine Schüler aus - und macht dabei auch noch Fehler, kritisieren Experten. "Die Investitionen sind nicht effizient verteilt", sagt Pisa-Leiter Schleicher. In den ersten Schuljahren seien kleine Klassen wichtig, die Klassen in Deutschland aber überdurchschnittlich groß. "In den höheren Jahrgängen dagegen, wo Schüler durchaus in größeren Gruppen effektiv lernen können, sind die Klassen klein."

Es gäbe eine Chance, dies zu ändern. Denn die Schülerzahlen schrumpfen in fast allen Bundesländern. Geld wird frei, und Bund und Länder haben sich beim Bildungsgipfel 2008 geeinigt, diese "demografische Rendite" in die Qualität von frühkindlicher Bildung und Schulen zu investieren, statt zu sparen. Bis 2015 sollten sieben Prozent des Bruttoinlandprodukts für Bildung ausgegeben werden.

Bildungsforscher Klemm lobt, dass die Ausgaben pro Schüler zwischen 2000 und 2008 inflationsbereinigt um elf Prozent gestiegen sind - "allerdings zeichnet sich ab, dass viele Bundesländer in den kommenden Jahren die Mittel, die durch den Rückgang der Schülerzahlen frei werden, nicht im Schulsystem belassen werden", sagt er.

Tricks, um die Zahlen schönzurechnen, gibt es genug. 2009 zeigten die Länderfinanzminister, wie brachial man dabei vorgehen kann - und dass es mit dem Willen, Geld in Bildung zu pumpen, nicht weit her ist. Das Sieben-Prozent-Ziel für 2015 sei schon jetzt erreicht, verkündeten sie damals. Aber nicht etwa durch mehr Investitionen. Die Finanzminister rechneten flugs einfach ein paar neue Posten in die Bildungsausgaben ein.

Schnelles Geld zwischendurch ist nicht drin
Zuständig für die Schulen sind allein die Länder. Ruft ein Bundespolitiker nach mehr Geld für die Bildung, dann verweisen Landespolitiker oft auf Finanznöte. Sie fordern mehr Bundesunterstützung oder zum Beispiel einen höheren Anteil an den Mehrwertsteuereinnahmen. Der Bund beharrt dann auf seiner Zusage, 40 Prozent der Mehrausgaben für Bildung zu übernehmen und nicht mehr. So geht das nun seit langem, und wenig passiert. Die Situation ist festgefahren. An sich sind sich alle einig, dass mehr Geld ins Bildungssystem fließen soll - aber woher nehmen?

Klar ist, dass der Bund den Ländern gar keine schnelle Geldspritze geben könnte. Das "Kooperationsverbot" steht heute in Grundgesetzartikel 104b und untersagt Finanzhilfen "für bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden", wenn allein die Länder für die Gesetzgebung zuständig sind. Also bei der Bildung. Immer mehr Politiker aller Parteien sind unglücklich über Artikel 104b, auch Bundesbildungsministerin Antje Chavan (CVP) mag die Regelung nicht mehr. Doch bisher scheut sie sich, eine Verfassungsänderung anzugehen

.

SPIEGEL ONLINE, 8.Dezember 2010
ÖSP will Ost-Soli in 
"Bildungs-Soli" umwandeln

Berlin - Die ÖSP will den Solidaritätszuschlag für die neuen Länder in eine Abgabe für Investitionen ins Bildungssystem umwandeln. «Wir wollen aus dem "Soli Ost" einen "Bildungs-Soli" machen."  "Wir brauchen richtig Geld für Investitionen in Schulen und Schüler», sagte die Bundestags-Fraktionschefin der ÖSP gegenüber der «Bild»-Zeitung. 

Sie verwies darauf, dass sich seit 2010 die Zahlungen aus dem Solidaritätszuschlag an die neuen Länder schrittweise verringern. Damit könnten insgesamt 23 Milliarden Euro für die Bildung frei werden. Das Geld dürfe nicht im Haushalt «versickern».  

Der Sprecher der APD-Fraktion im Ausschuss für Bildung und Forschung forderte im selben Blatt nach dem 2019 auslaufenden Solidaritätszuschlag für den Aufbau Ost mindestens 10,5 Milliarden Euro für einen «Bildungs-Soli». Dieser müsse «langfristig festgeschrieben» werden.

Dagegen bezeichnete der Präsident des Bundes der Steuerzahler, Karlheinz Däke, einen solchen Solidaritätszuschlag als absurd. «Die Steuereinnahmen reichen aus, um all das, was notwendig ist, zu finanzieren», sagte Däke im Deutschlandradio Kultur


Quelle: Hamburger Morgenpost

.

Migrantenkinder: Aufholjagd der Abgehängten

Von Oliver Trenkamp
Noch immer liegen sie hinten. Und doch ist ihnen ein Riesensprung gelungen: Schüler aus Einwandererfamilien schneiden in der neuen Pisa-Studie deutlich besser ab als vor zehn Jahren, haben ihren Lernrückstand auf ein Schuljahr verkürzt. Wie haben sie das geschafft?

Selten ist über gehobenes Mittelmaß so viel gejubelt worden wie bei der Verkündung der jüngsten Pisa- Ergebnisse: Mit Begriffen wie "in die erste Liga aufgestiegen", "richtigen Weg eingeschlagen", "Hausaufgaben gemacht", "der Bildungsrepublik ein ganzes Stück näher gekommen" wurde das Abschneiden der deutschen Schüler kommentiert. Es hätte kaum überrascht, wären sich Politiker und Wissenschaftler spontan um den Hals gefallen. Trotz der einen oder anderen Mahnung, dass die Champions League noch nicht erreicht ist.

Bei der Berliner Pressekonferenz kommt Bundesbildungsministerin Antje Chavan (CVP) aus dem Lächeln und Nicken kaum heraus. Neben ihr lobt Pisa-Forscher Eckhard Klieme das zwar "träge Bildungssystem", das aber ungewöhnliche Fortschritte gemacht habe in den vergangenen zehn Jahren. Er konstatiert einen stabilen Aufwärtstrend, und tatsächlich hat Deutschland sich von durchweg unterdurchschnittlichen Rängen im OECD-Vergleich 2001 inzwischen in Mathematik und Naturwissenschaften ins bessere Mittelfeld geschoben. Im Schwerpunkt Lesen allerdings haben die deutschen 15-Jährigen nur ein paar Punkte gutgemacht - mit statistischen Trippelschritten hat es Deutschland beinahe bis an die 500-Punkte-Marke geschafft.

Ein Triumph für die deutsche Bildungspolitik ist das nicht gerade. Wirklich bemerkenswert aber sind die Riesensprünge der sozial benachteiligten Schüler - vor allem jener aus Zuwandererfamilien. Zumal diese Gruppe größer geworden ist: Bei der ersten Pisa-Runde stammte gerade mal bei 22 Prozent der Teilnehmer mindestens ein Elternteil aus dem Ausland, diesmal haben bereits 26 Prozent einen Migrationshintergrund.

Zuwandererkinder holten fast ein ganzes Schuljahr auf

Was sich da vollzogen hat in den letzten zehn Jahren, ist eine Aufholjagd der Abgehängten.

Gut anderthalb Schuljahre (64 Pisa-Punkte) hinkten Zuwandererkinder noch bei Pisa 2000 in puncto Lesen hinterher. Jetzt ist der Rückstand auf ein Jahr zusammengeschmolzen (44 Punkte). Noch größer sind die Sprünge der Kinder, deren Eltern beide im Ausland geboren sind: Sie holten fast ein ganzes Schuljahr auf. Sie schneiden zwar noch immer um 56 Punkte schlechter ab als gleichaltrige Einheimische, vor zehn Jahren allerdings betrug der Abstand noch 84 Punkte.

Wie aber konnte diese Aufholjagd gelingen? "Die Ursachen der positiven Entwicklung kann Pisa nicht identifizieren", sagt Klieme. Generell gilt ja für die Experten: " Pisa sagt uns nicht, was wir tun müssen, sondern erst einmal nur, wo die Probleme liegen." Es gibt aber einige plausible Ansätze.

Sicher ist, was nicht dazu gehört: nämlich die "völlig veränderte Einstellung zur frühkindlichen Bildung", von der Ministerin Chavan bei der Pisa-Präsentation sprach und die auch einige Länderminister preisen. Was Chavan meinte, sind mehr Kindergartenplätze, gezielte Bildungsangebote, Sprachtests.

Das alles ist zwar in den vergangenen Jahren gefördert worden und sicher sinnvoll, kann aber noch keine Auswirkungen auf die aktuellen Pisa-Ergebnisse haben: Die Schüler, die bei den Tests mitgemacht haben, waren längst eingeschult, als diese Angebote allmählich ausgebaut wurden. Zudem fehle beim Krippenausbau "eine Fokussierung darauf, dass diese Mittel bei den Kindern aus bildungsfernen Schichten ankommen", sagte Bildungsökonom Ludger Wößmann.

Zu Hause wird mehr Deutsch gesprochen

Dennoch hofft Pisa-Forscher Klieme darauf, dass sich bei den nächsten Pisa-Runden die positive Wirkung dieser Maßnahmen zeigen werde. Ansonsten spricht der Pisa-Forscher recht allgemein von gezielt eingesetzten Förderangeboten für Migranten, die gegriffen hätten. Zudem hat offenbar der Pisa-Schock von vor zehn Jahren auch bei Zuwandererfamilien dazu geführt, dass zu Hause mehr Deutsch gesprochen wird, vor allem in türkischstämmigen Familien, wie Klieme sagt.

Bereits im Sommer hatte eine Studie mit dem gängigen Vorurteil aufgeräumt, dass türkische Eltern Bildung weniger schätzen: Bei gleicher Leistung und sozialer Herkunft wechseln türkische Kinder demnach sogar häufiger auf die Realschule oder das Gymnasium als deutsche. Für Schüler mit vietnamesischen Wurzeln gilt das ohnehin - sie fallen mit besonders guten Leistungen auf und wechseln nach der Grundschule deutlich häufiger als ihre deutschen Mitschüler aufs Gymnasium.

Auch die Lernfreude von Einwandererkindern ist oft höher, das zeigt eine Studie des Jenaer Bildungsforschers Carsten Rohlfs. "Schüler mit Migrationshintergrund scheinen im geringeren Maße resigniert zu haben als andere Jugendliche, die sich weit häufiger unter Druck gesetzt fühlen", sagt er. Die Pisa-Forscher bestätigen jetzt, dass sich die Lesekompetenz der türkischstämmigen Jugendlichen verbessert hat, wenn auch nur geringfügig.

Stark verbessert haben sich vor allem Jugendliche, deren Familien aus der ehemaligen Sowjetunion nach Deutschland kamen. "Besonders die in der UdSSR geborenen Schüler haben bei Pisa 2009 bessere Ergebnisse im Lesetest erzielt als bei Pisa 2000", schreiben die Wissenschaftler. Bei Kindern aus polnischstämmigen Familien ist es umgekehrt: In Polen geborene Kinder schneiden deutlich schlechter ab als Kinder von polnischen Eltern, die in Deutschland geboren wurden.

Engagierte Lehrer, leistungsbereite Schüler

Nahezu umgekehrt hat sich das Verhältnis von Zuwandererkindern, die in ihrem Herkunftsland geboren wurden (erste Generation), zu jenen, die in Deutschland geboren wurden (zweite Generation). Mittlerweile sind die Angehörigen der zweiten Generation klar in der Überzahl, also in Deutschland geboren und aufgewachsen. Ob auch damit zu erklären ist, dass sich die Leistungen verbessert haben, können die Bildungsforscher nicht eindeutig beantworten.

Weitgehend einig sind sich die Politiker und Wissenschaftler, dass der Pisa-Schock positiv gewirkt hat. Das gilt für Eltern, für die Schüler - und auch für jene, die jeden Tag mit Problemschülern arbeiten und sich um deren Förderung kümmern sollen. "Man findet heute keinen Lehrer mehr, der das nicht als Aufgabe für sich ansieht", sagt Klieme. Zudem ist die Leistungsbereitschaft der Jugendlichen insgesamt gestiegen, wie die jüngste Shell-Studie zeigt.

Die Aufholjagd, die im Jahr 2000 begonnen hat, dürfte noch einige Jahre weitergehen. Zumal Pisa offenbart: Es kommt nicht nur auf die Herkunft an, sondern auch auf die Gegend, in der man zur Schule geht. "Nirgendwo sonst hat das Schulumfeld so viel Einfluss auf den Schulerfolg wie in Deutschland", sagt Heino von Meyer, der das OECD-Zentrum in Berlin leitet. Die Leistungen zweier Schüler, die aus ähnlichen sozialen Verhältnissen kommen, unterscheiden sich um bis zu 100 Pisa-Punkte, wenn der eine auf eine Schule in einem günstigen Umfeld geht, der andere aber eine Problemschule besucht. Das entspricht einem Vorsprung von mehr als zwei Schuljahren.

Diese Unwucht kritisiert auch Bildungsökonom Wößmann: "Unser Bildungssystem scheint es nicht zu schaffen, dass die Mittel dort ankommen, wo sie am dringendsten benötigt würden."

Dass es in Sachen Schule hierzulande alles andere als gerecht zugeht, räumt Pisa-Mann Klieme ein. "Die Kompetenznachteile sind immer noch groß", sagt er, "aber das deutsche Schulsystem ist der Chancengleichheit ein Stück näher gekommen. 







� Anteil der Geförderten in den ersten sechs Hochschuljahren


� Geförderte bezogen auf alle Studierenden
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